
II- tl0 der Beilagen zu den 5t('ncgr;ipHr,c~1cn Protokollen des Nationalrates 

XII. Gesctzgebungsperiode 

Präs.: 3. Feh, 1971 No. J/1J 

An :f rage 

der Abgeordneten Sandmsier .. ))'. k1'"'Mt~LI1t<1-~r; 

und Genossen 

an den Herrn Bundeskanzler 

betreffend Nachteile von Vollmaturanten, die bei Eintritt 

in den Bundesdienst nicht in die Verwendungsgruppe "B~j 

sondern ~" eingestuft wurdon. 

die Entlohnungsgruppe 

In d.er Nachkriegszeit erfolgte bis zum Jahre 1955 im Gegen­

satz zu·den Möglichkeites des Gehaltsüberleitungsgesetzes 

bei versohiedenen Dienststellen des Bundes - insbesondere 

im Justizressort - die Aufnahme der Vollruaturanten also 

jener, die die Erfordernisse bei ihrem Antritt in den Bun­
desdienst bereits gehabt haben, durohwegs statt in die 

Verwendungsgruppe "B" in die Entlohnungsgruppe "d". 

Diese Fehleinstufunghatte für die genannten Maturanten 

eine verhängnisvolle Wirkung in zweifacher Wirkung, nä~lich, 

daß sie erstens nur "d" - statt "B" - Bezüge erhielten 

und zweitesn? daß sichbei der später erfolgten Überleitung 

in "B" ein tlberstellungsverlust erbeben hat, der viele 

Jahre betragen konnte, derzeit höchstens zwei. Jahre be-

trägt und laufend ein zu Unrecht verminde~tes Einkommen 

ergibt. Eine weitexe Folge der Fehleinstufung ist noch 

dadurch gegeben, da~ dieser Übersteilungsverlust (im Aus­
maß bis zu zwei Jahren) nicht für die Richtliniendienst-

zeit angerechnet wird, obwohl diese Zeiten tatsächlich im 

Hundesdi.enst zurückgelegt "mrden, und somit eine zei tgErechto 

Beförderung in die nächste Dienstklasse verhindert. 

Im Gegensatz zur Behandlung der im obigen Absatz erwähnten 

Vollmaturanten, hei donen es sich durchwegs um .Heimkehrer 

aus dem Wehrdienst bzw. der Kriegsgefangenschaft handelt p 

orfolgte die Einstellung der Vollmaturanten naoh 1955 so­

fort in "b 1l und es bedeutet dies, da~ für diese Maturanten 

ein "Naturantonproblem!· nicht entstehen konnte, da diesen 
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bei der späteren Übernahme XHX-'t die in "b" zugebrachten 

Zeiten im Wege der Vordienstzeitenanrechnung zur Gänze 
,ar.'.gerechne t werden. Ihnen bleibt al so das ganze Unrecht, 

das die vor 1955 eingestellten'Maturanten bis auf den heutigen 

Tag trifft~ erspart. 

Dabei hätte man b~ide Maturantengruppen insoweit gleich 

behandeln können, als im Gehaltsüberle1tungsgesetz die 

~1(jg.lichl\eit gegeben war, beide s~fort in I1B~ aufzunehmen. 

Im Motivenbericht zum Gehaltsüberleitungsgesetz, beißt 

es ausdrücklich, daß aas Dicnstverhältlis zunächst ein 

provisorisches zu sein hätte~ u.zw. in der Dauer von vier 

Jahren~ Der Bund hätte sich also innerhalb von vier Jahren 

von solchen provisorischen Beamten, die den Erf~rdBrnissBb~ 

nicht entsprochen h&.ben. p ohne Schwiftrigkai ten ,jurch KUnfp,,:. 

gung t.rennten könn,an .. 

Die vom "Haturantonproblem lt betroffenen Bedienstoten 

habon sich von. dar 19.Gahaltsgesetznovella eine Lösung 

erhofft, wurden jedoch auch hier wieder enttäuscht, da 

dio An:rechenbarkoi t vo~ "d n Zei 'tOll für IiBIt nur" dann Gr­

möglicht wird, wenn eine "R" Tätigkeit in der fraglichen 

Zeit ausgeübt wurde. Hiezu ist zu sugen, daß durch den 

Dienstgeber nicht nur eine F~hleinstufung erfolgt~, Bondern$ 
daß vom Dienstgeber auch meist nicht der im Hinblick auf 

die nachgewiesene Matura erforderliche Einsat.z i.t1l'\/Bezug 

auf die Ausbildung erfolgt ist, sondern man hat die Voll­

maturant.en nach eigenem Gutdünl,en eingesatzt, was nicht 

zuletzt auf die Nachl\:r'iegsverhäl tnisso zurücl,zuführen 

i. ,9. t;" B>H.I'lHxliX}Ul±:tXx.ix..:tXX:KXKK~lOq:'X~Ji!!l.x~I.äB.kxr.u:l'!ixx:a:E.W{X~~$ 

x:a:f.1ilutirudtk.RxR±HgRNxHi:tiKl'ixMK.t.HxKn.t.n:R Die s a u:ng 1e i c 11 6 

Behandlung der ansieh gleichen Vollma~urantan (hoide 

dar~estellten Maturantengruppsn haben beim Eintritt in 

den Bundesdienst dieselben Erfordernisse aufgewiesen) 

triiell t ainen Vorstoß gagen das in dar Verfassung vo';t;.". 

an.ker·tc Gleichhai taprinzip dar. 
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Die Beseitigung dos "Maturantenproblemsw könnte durch 

Einfügung dos folgenden Absatzes in das Gehaltsgesetz 

1956 orreicht werden: "Beamto~ die die An~tellungsBr­

fordarnisse für eine höhere Verwendungsgruppe beraits 

im Zeitpunkt der Anstellung in der nisdrigen Verwendungs­

grupppe erfUllt ha~6np s.nd boi der Uberstellung so 

zu behandeln, als ob sie dis bisher zurückgelegte DianBt~ 

z3it bereits in der höheren Varwondungsgtuppe zugebracht 

hätten. " 

Durch eine Übergangsbestimmung muß darüber hinaus vor­

gOBorgt worden, daß Boamten , die beraits durch Befördorun­

~n Zeitgewinnor gegenüber der reinen Zeitvorrückung 
_1 

erreicht haben, die Dienst- und lesoldungsrechtlicha Aus-

Wirkung in vollem Ausmaß der Verbesser~ng gewährleistet 

Die unterzeichnEdif.Hl Abgeordneten stellen an den Herrn 

Bundeskanzler die 

A n fra g e 

Sind Sie bereit, das sogenannte"M~turant~nproblemn im 

öffentlichen Dienst rasch und wirkungsvoll zu lösen und 

dafür Sorge zu trageo f daß die fUr di~se Bediensteten­

gruppe durch die Aufnahme in die Entlohnungsgruppo nd~ 

sait mehr als 20 Jahren bestehenden Nachteile duroh eine 

geset,zliche Regelung beseitigt werden? 
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